KREIS
COESFELD Sitzungsvorlage

Der Landrat
SV-8-0944

Abteilung / Aktenzeichen Datum Status
11-Personal/ 11 06 02 31.07.2013 offentlich

| Beratungsfolge | Sitzungstermin
I:j\:jschuss fur Finanzen, Wirtschaftsférderung und Kreisentwick- 17.09.2013
Kreisausschuss 18.09.2013
Kreistag 25.09.2013

Betreff  Anpassung der Dienst- und Versorgungsbeziige 2013/2014 im Land NRW

Beschlussvorschlag:
Die Absicht der Verwaltung,

1. zur Erfullung moglicher Anspriche von Beamtinnen und Beamten der Kreisverwal-
tung Coesfeld, die sich nach einer hdchstrichterlichen Entscheidung zur Verfas-
sungsmafigkeit des ,Gesetzes zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbeziige
2013/2014 ... im Land Nordrhein-Westfalen“ vom 16.07.2013 und einer ggf. notwen-
digen nachfolgenden Neufassung des Gesetzes ergeben kdnnen, vorsorglich im
Haushaltsjahr 2013 und im Haushaltsjahr 2014 entsprechende Ruckstellungen zu
bilden und

2. auf eine Einlegung eines Widerspruchs oder auf eine férmliche Antragstellung zur
Geltendmachung von Ansprichen in dem oben dargelegten Umfang zu verzichten
und in diesem Umfang die Rechte der betroffenen Beamtinnen und Beamten der
Kreisverwaltung Coesfeld als gewahrt anzusehen,

wird zustimmend zur Kenntnis genommen.

Unterschrift
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Begriindung:

Am 26. Juli 2013 wurde das Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbeziige
2013/2014 sowie zur Anderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften im Land NRW im Ge-
setz- und Veroffentlichungsblatt veroffentlicht. Durch das Gesetz wird der Tarifabschluss der
Tarifgemeinschaft der Lander nur auf die Beamtinnen und Beamten bis einschliel3lich der
Besoldungsgruppe A 10 Ubertragen Fur die Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgrup-
pen A 11 und A 12 wird in den Jahren 2013 und 2014 eine Erhdhung um jeweils 1 % erfol-
gen; die Beamtinnen und Beamten ab A 13 aufwarts erhalten keine Erhohung ihrer Bezuge.

Im Rahmen der parlamentarischen Beratung wurden — ebenso wie von den kommunalen
Spitzenverbanden — Zweifel an der Verfassungskonformitat einer lediglich teilweisen Uber-
tragung des Tarifabschlusses auf die Beamtenbesoldung geauliert. Neben einem Normen-
kontrollverfahren vor dem Verfassungsgerichtshof NRW (VerfGH NRW) ist auch damit zu
rechnen, dass Beamtinnen und Beamte Verfassungsbeschwerde einlegen und/oder die Zah-
lung einer héheren Besoldung beantragen werden.

Eine etwaige Verfassungswidrigkeit wiirde nach zeitlicher Einschatzung erst auf einen noch
ausstehenden Normenkontrollantrag aus der Mitte des Landtags festgestellt werden. Eine
derartige Feststellung des Verfassungsgerichtshofes NRW wiirde aber voraussichtlich nicht
die nachtragliche Besoldungsanpassung anordnen, sondern lediglich die Verfassungswidrig-
keit der Beschrankung der vollen Besoldungsanpassung auf die Besoldungsgruppen bis A
10 feststellen. Danach misste der Landesgesetzgeber zunachst das Besoldungsanpas-
sungsgesetz andern. Erst daraus wiirden konkrete Haushaltsbelastungen fiir den Kreis Co-
esfeld folgen. Bei diesem Personalaufwand handelt es sich vollumfanglich um Aufwand, der
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der dann revidierten Besoldungsanpassung zuzurechnen
ist.

Da weder mit einer Entscheidung des VerfGH NRW noch mit der diese auslésenden, nach-
folgenden Anderung des Besoldungsanpassungsgesetzes vor dem Jahr 2014 zu rechnen ist,
werden gem. § 88 der Gemeindeordnung Ruckstellungen in der Periode gebildet, in der eine
Umsetzung eines geanderten Besoldungsanpassungsgesetzes kassenwirksam wirde (Erful-
lungszeitpunkt). Zur Sicherstellung ggf. entstehender zusatzlicher Zahlungsverpflichtungen
ist es sachlich geboten, die Riuckstellungsbildung im Volumen an den Forderungen auszu-
richten, die bei Ubernahme des o.g. Tarifabschlusses fiir alle Besoldungsgruppen entstan-
den waren.

Beim Kreis Coesfeld sind tber 100 Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen ab A
11 von den Regelungen des 0.g. Gesetzes betroffen. Zur Vermeidung von zahlreichen Ein-
zelverfahren mit einem nicht unerheblichen Verwaltungsaufwand wird eine riickwirkende
Anwendung eines revidierten Besoldungsanpassungsgesetzes auch ohne vorherige Antrag-
stellung bzw. Widerspruchserhebung zugesichert. Dies entspricht langjahriger Verwaltungs-
praxis in ahnlichen Sachverhalten.

IV. Auswirkungen / Zusammenhange (Finanzen, Personal, IT, sonstige Ressourcen)

Die Hohe der moglichen zusatzlichen Anspriche der betroffenen Beamtinnen und Beamten
beim Kreis Coesfeld betragen bei vollstandiger und zeitgleicher Ubertragung des Tarifab-
schlusses der Lander auf alle Besoldungsgruppen

- im Jahr 2013 rd. 110.000 €

- im Jahr 2014 rd. 235.000 €.



Kreis Coesfeld Sitzungsvorlage Nr. SV-8-0944



	NR
	Gremium
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage
	FAuswirkung

